
 

 

Gemeinde Endschütz 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Am Dorfteich“ 

 

 

Aus den Beteiligungsverfahren (§ 3 Abs. 2 / § 4 Abs. 2 BauGB) zum Vorentwurf liegen folgende 
umweltbezogenen Stellungnahmen vor: 

 

- Landratsamt Greiz gem. Stellungnahme vom 24.04.2024 

- Thüringer Landesverwaltungsamt gem. Stellungnahme vom 22.04.2024 

- Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum gem. Stellungnahme vom 
08.04.2024 
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Anlage 1 zum Schreiben vom 22.04.2024 zum Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Am 
Dorfteich“ der Gemeinde Endschütz (Unser Zeichen: 5090-340-4621/4094-1-54947/2024) 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zur Beachtung des Entwick-

lungsgebots des § 8 Abs. 2 BauGB 

 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die in der Abwägung  

 nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

 

2. ☒ Fachliche Stellungnahme 

In der 2. Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplans „VG Ländereck“ ist das für 

o.g. vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Am Dorfteich“ maßgebliche Plangebiet als 

gemischte Baufläche sowie als Grünfläche „Sonstige Gärten / Grünflächen“ dargestellt. 

Die nicht von der nach § 204 Abs. 1 BauGB vereinbarten Bindungswirkung berührte 

Änderungsplanung, bei der die angrenzenden gemischten Bauflächen geringfügig (um 

ca. 0,13 ha) ergänzt wurden, erfolgte von der Gemeinde Endschütz im Jahr 2022. Der 

ursprüngliche Flächennutzungsplan enthielt im Plangebiet die Darstellung einer Grünflä-

che. Mit der 2. Änderungsplanung soll die Baurechtschaffung zur Ansiedlung bzw. Er-

weiterung eines Gebäudereinigungsunternehmens vorbereitet werden. In diesem Zu-

sammenhang sollen die im nördlichen Geltungsbereich bereits im Rohbau vorhandenen 

Anlagen legalisiert werden. Die 2. Änderung wurde am 04.04.2023 genehmigt und am 

27.05.2023 bekanntgemacht. 

 

Der o.g. vorhabenbezogene Bebauungsplan, mit dem nun die o.g. Legalisierung ver-

bindlich geregelt werden soll, ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt, wie nach § 8 

Abs. 2 Satz 1 BauGB verlangt. Er ist nach § 10 Abs. 2 BauGB genehmigungsfrei und 

braucht vor der Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB nur kommunalrechtlich nach 

§ 21 Abs. 3 ThürKO angezeigt zu werden. 

 

 

Weitere beratende planungsrechtliche Hinweise zum Planverfahren und Planentwurf 

 

1. Vor dem Hintergrund der Anforderungen an die Vorhabenkonkretheit eines vorhabenbezo-

genen Bebauungsplans, wonach u.a. auch die Kubatur des Vorhabens festzulegen ist, soll-

ten die in Pkt. 2 enthaltenen textlichen Festsetzungen zu den maximalen Gebäudehöhen 

überarbeitet werden: Entweder werden die vorhandenen Gebäudehöhen zwingend vorge-

geben oder es erfolgt eine ergänzende Angabe zu mindestens einzuhaltenden Gebäude-

höhen (vgl. hierzu BVerwG Urteil vom 18.09.2003 – 4 CN 3.02, Beschluss vom 10.08.2004 

– 4 BN 29.04 und Beschluss vom 02.05.2018 – 4 BN 7.18 sowie OVG NRW, Urteil vom 

24.01.2024 – 76 D 144/22.NE). 

 

(Die o.g. Anforderungen zur höhenseitigen Festlegung der Kubatur des Vorhabens können 

hier nicht ausnahmsweise mit Blick darauf, dass die Vorhaben bereits (im Rohbau) vorhan-

den sind, als erfüllt gelten. Auch durch eine zwingend einzuhaltende Zahl der Vollge-

schosse können sie u.E. hier nicht sichergestellt werden.) 

 

2. Die nach der Begründung, S. 10 beabsichtigte Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse für 

die Gebäude A, B, C ist in dem Vorentwurf o.g. vorhabenbezogenen Bebauungsplans vom 

13.02.2024 nicht enthalten. 
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3. Die in der zeichnerisch festgesetzten Fläche „Baum-Strauch-Hecke“ anzupflanzende An-

zahl der Laubbäume ist zu überprüfen. Nach Aussage der Begründung, S. 11 sollen hier 5 

Bäume und nach dem Vorentwurf o.g. vorhabenbezogenen Bebauungsplan vom 

13.02.2024 sollen nur 4 Bäume gepflanzt werden (vgl. Planzeichnung und textliche Fest-

setzung 5).  

 

4. Nach § 1a Abs. 3 BauGB ist das naturschutzrechtliche Vermeidungs- und Ausgleichsgebot 

zu berücksichtigen. Bezüglich des Vermeidungsgebotes ist zu prüfen, ob ein Erhalt der bei-

den, östlich des Gebäudes C stehenden beiden Walnussbäume festgesetzt werden kann 

(vgl. hierzu Beschreibung des Pflanzbestands im Umweltbericht, Pkt. 5.4.1, S. 15). Es 

wurde lediglich der bestehende Walnussbaum östlich des Gebäudes A als Baumerhalt fest-

gesetzt. 

 

Nach dem Umweltbericht, Pkt. 5.5.5 wird davon ausgegangen, dass sich der Ausgleich 

nicht im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans unterbringen lässt. Die 

Vorentwurfsunterlagen vom 13.02.2024 enthalten jedoch noch keine Angaben zum nach-

zuweisenden externen Ausgleichsbedarf. Bei der Ermittlung des Ausgleichsbedarfs ist auch 

die ursprünglich vorhandene Streuobstwiese als ökologischer Ausgangszustand zu Grunde 

zu legen, die im Rahmen der Errichtung des Rohbaus und der Versiegelungen im Bereich 

der Fläche C entfernt wurde. Die als Anlage beigelegte Biotoptypenkarte, die den Gebäu-

debestand und die Versiegelungen in der Fläche C bereits berücksichtigt, kann der Aus-

gleichsbedarfsermittlung insofern nur bedingt zu Grunde gelegt werden.  

 

Die untere Naturschutzbehörde, Landratsamt Greiz hat im Rahmen zur Beteiligung der 2. 

Änderung des Flächennutzungsplans in der Stellungnahme vom 04.02.2022 darauf hinge-

wiesen, dass vor der baulichen Nutzung des Plangebiets eine Streuobstwiese existierte. In 

dem Landschaftsplan „Weida“ aus dem Jahr 1997 wird der Erhalt der Streuobstwiese vor-

gegeben (s. hierzu auch Hinweise im Genehmigungsbescheid der 2. Änderung FNP vom 

04.04.2023). Die in dem Umweltbericht zu o.g. Vorentwurf, Pkt. 5.5.5 enthaltenen Angaben 

zur naturschutzrechtlichen Eingriffsbewertung sind entsprechend zu überarbeiten.  

 

5. Durch die geplante Errichtung des Werkstatt- und Bürogebäudes für einen Gebäudereini-

gungsbetrieb im Bereich der Fläche C, wird erstmals Baurecht für ein Gebäude in zweiter 

Reihe geschaffen werden. Im Hinblick auf den geringfügigen Abstand zur benachbarten 

straßenbegleitenden Wohnbebauung auf den Flurstücken 332 und 44/3 werden die priva-

ten Belange der Eigentümer dieser Wohnbebauung sowie die immissionsschutzrechtlichen 

Belange berührt. In der Abwägungsentscheidung ist darzulegen, inwieweit diesen Belangen 

angemessen Rechnung getragen werden kann. 

 

Die in dem Umweltbericht enthaltene Aussage, durch die Festsetzungen zur Art der Nut-

zung sei keine Änderung der Bestandssituation verbunden, die baulichen Maßnahmen wür-

den zudem in den bestehenden Gebäuden durchgeführt, ist diesbezüglich unverständlich. 

Die illegale Bestandssituation ist für die Abwägungsentscheidung grundsätzlich nicht maß-

geblich. Unabhängig davon enthält der vorhabenbezogene Bebauungsplan auch keine im-

missionsschutzrechtlichen Festsetzungen, nach denen z.B. alle lärmintensiven Arbeiten im 

Werkstattgebäude mit geschlossenen Türen und Fenstern durchzuführen bzw. außerhalb 

der Ruhezeiten nicht erlaubt sind. 

 






